HANDWERKSKAMMER
CHEMNITZ

Richtlinien zur Verkiirzung und Verlangerung der Ausbildungsdauer,
zur Anrechnung beruflicher Vorbildung auf die Ausbildungsdauer sowie
zur vorzeitigen Zulassung zur Abschlusspriifung

Die Handwerkskammer Chemnitz erlasst aufgrund des Beschlusses des Berufsbildungsausschus-
ses vom 23. Marz 2022 und der Vollversammlung vom 18. Juni 2022 als zustandige Stelle nach
den 8§ 41, 91 Abs. 1 Ziffer 4 und 106 Abs. 1 Ziffer 10 Handwerksordnung (HwO) in der jeweils
geltenden Fassung sowie auf der Grundlage der Empfehlung des Hauptausschusses des Bundes-
institutes fiir Berufliche Bildung — Empfehlung zur Verkiirzung und Verlangerung der Ausbildungs-
dauer, zur Anrechnung beruflicher Vorbildung auf die Ausbildungsdauer sowie zur vorzeitigen
Zulassung zur Abschlussprifung - vom 10.06.2021 (Bundesanzeiger Amtlicher Teil am 05.08.2021)
fur die Berufsausbildung nachstehende Richtlinien.

A. Grundsitze

(1) Die nachstehende Empfehlung soll die Auslegung der gesetzlichen Vorschriften ber die
Verkiirzung der Ausbildungsdauer gemaB § 8 Absatz 1 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG)/$
27c Absatz 1 der Handwerksordnung (HwO) konkretisieren. Weiterhin werden Empfehlun-
gen fir die Anrechnung beruflicher Vorbildung auf die Ausbildungsdauer gemal3 § 7 Absatz
2 BBiG/§ 27a Absatz 2 HwO ausgesprochen. Darlber hinaus werden Empfehlungen tber die
vorzeitige Zulassung zur Abschluss-/Gesellenpriifung gemal § 45 Absatz 1 BBiG in Verbin-
dung mit § 21 Absatz 2 BBiG/§ 37 Absatz 1 HwO in Verbindung mit § 21 Absatz 2 BBiG und
Uber die Verlangerung der Ausbildungsdauer gemaB § 8 Absatz 2 BBiG/§ 27¢ Absatz 2 HWO
formuliert.!

(2) Die Empfehlungen enthalten MaBstabe fir die Entscheidungen der zustandigen Stellen.

(3) Im Einzelfall kbnnen besondere Gesichtspunkte eine abweichende Beurteilung erfordern.

B. Verkiirzung der Ausbildungsdauer gemaB § 8 Absatz 1 BBiG/§ 27c Absatz 1 HwO

B.1 Grundsatz und allgemeine Voraussetzungen der Antragstellung

(1)  Auf gemeinsamen Antrag des Ausbildenden (Betrieb) und des Auszubildenden? hat die zu-
standige Stelle die Ausbildungsdauer gemal § 8 Absatz 1 BBiG/§ 27c Absatz 1 HWO zu kiir-
zen, wenn zu erwarten ist, dass das Ausbildungsziel in der gekiirzten Dauer erreicht wird.

(2) Die Kiirzung der Ausbildungsdauer soll méglichst bei Vertragsschluss, spatestens jedoch so
rechtzeitig beantragt werden, dass noch mindestens ein Jahr Ausbildungsdauer verbleibt.

1 Zur Teilzeitberufsausbildung gemaB § 7a BBiG/§ 27b HwO hat der Hauptausschuss des Bundesinstituts fur Berufs-
bildung am 10. Juni 2021 eine gesonderte Empfehlung beschlossen.

2 Zur besseren Lesbarkeit wird generell auf weibliche Bezeichnungen verzichtet; mit ménnlichen Wortformen sind
mannliche und weibliche Personen in gleicher Weise gemeint.
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3)

4)

Der Antrag muss gemeinsam von beiden Vertragsparteien (Ausbildender und Auszubilden-
der) schriftlich bei der zustandigen Stelle gestellt werden. Bei Minderjahrigen ist die ent-
sprechende Zustimmung der gesetzlichen Vertreter erforderlich.

Die Antragsteller missen glaubhaft machen, dass das Ausbildungsziel in der gekirzten
Dauer erreicht werden kann, z. B. durch Vorlage von (Berufs-)Schul- und Priifungszeugnis-
sen, Leistungsbeurteilungen, Berufsausbildungsvertragen und betrieblichen Ausbildungs-
planen.

B.2 Verkiirzungsgriinde bei Vertragsabschluss gemaR § 8 Absatz 1 BBiG/§ 27¢ Absatz 1 HWO

1)

Nachfolgende Griinde kdnnen zu einer Verkiirzung in dem angegebenen Zeitrahmen fiih-
ren:

Fachoberschulreife oder gleichwertiger Abschluss bis zu 6 Monate

Nachweis der Fachhochschulreife oder bis zu 12 Monate

allgemeine Hochschulreife oder
abgeschlossene Berufsausbildung

(2)

3)

(4)

Im Einzelfall kann die Ausbildungsdauer auch wegen eines Lebensalters von mehr als 21
Jahren um bis zu zwdlf Monate verkirzt werden.

Fachlich einschldgige Lernleistungen hochschulischen Ursprungs im Umfang von mindes-
tens 30 ECTS koénnen ebenfalls als Grund fir die Verkiirzung der Ausbildungsdauer um bis
zu sechs Monate bertcksichtigt werden.

Daruber hinaus kann bei Nachweis einer einschlagigen beruflichen Grundbildung oder ein-
schlagigen Berufstatigkeit oder Arbeitserfahrung im Berufsfeld diese angemessen bertick-
sichtigt werden.

B.3 Verkiirzung wahrend der Berufsausbildung gemal § 8 Absatz 1 BBiG/§ 27¢ Absatz 1 HWO

1)

2)

Die Kirzung der Ausbildungsdauer wahrend der laufenden Berufsausbildung ist moglich,
wenn Verkiirzungsgriinde nach Buchstabe B.1 vorliegen, das Ausbildungsziel in der verkiirz-
ten Dauer erreicht werden kann und die Ausbildungsinhalte vermittelt werden kénnen.

Wird der Antrag erst im Laufe der letzten zwdlf Monate der Ausbildungszeit gestellt, so soll
dieser vorrangig als Antrag auf vorzeitige Zulassung zur Abschluss-/Gesellenpriifung be-
handelt werden (siehe Buchstabe D).

Richtlinien zur Verkirzung und Verlangerung der Ausbildungsdauer 2



B.4 Zusammentreffen mehrerer Verkirzungsgriinde

Mehrere Verkiirzungsgriinde kénnen nebeneinander berlicksichtigt werden. Eine vorzeitige Zu-
lassung zur Priifung (siehe Buchstabe D) ist auch bei verkirzter Ausbildungsdauer gemal § 45
Absatz 1 BBiG/§ 37 Absatz 1 HwO mdglich, wenn dadurch die in Buchstabe E vorgegebene Min-
destausbildungsdauer nicht unterschritten wird.

C. Anrechnung beruflicher Vorbildung auf die Ausbildungsdauer gemaB § 7 Absatz 2
BBiG/§ 27a Absatz 2 HWO

C.1 Abgrenzung zur Verkiirzung und Voraussetzungen der Antragstellung

(1) Neben einem Antrag auf Verkiirzung nach § 8 Absatz 1 BBiG/§ 27c Absatz 1 HwWO haben
Auszubildende und Ausbildende auch die Mdglichkeit, einen Antrag auf Anrechnung beruf-
licher Vorbildung auf die Ausbildungsdauer nach § 7 Absatz 2 und Absatz 3 BBiG/§ 27a
Absatz 2 und Absatz 3 HwO zu stellen. Eine Anrechnung beruflicher Vorbildung ist nur dann
maoglich, wenn die durch eine BildungsmaBBnahme vermittelten Inhalte nach ihrer inhaltli-
chen und zeitlichen Struktur Teilen der Ausbildungsordnung eines anerkannten Ausbil-
dungsberufes entsprechen.

(2) Wahrend die Verklrzung eine Beendigung des Ausbildungsverhaltnisses vor Ablauf der ei-
gentlich vorgesehenen Ausbildungsdauer beinhaltet, bewirkt die Berticksichtigung berufli-
cher Vorbildung bei einer Anrechnung, dass die Ausbildungszeit insoweit als zurtickgelegt
anzusehen ist. Dies hat u. a. Auswirkungen auf die Hohe der Verguitung. Bei Vorliegen meh-
rerer Griinde kdnnen Anrechnung und Verkiirzung auch in Kombination zur Anwendung
kommen, wenn ihre Voraussetzungen jeweils vorliegen.

(3) Seitdem 1. Januar 2020 kann auf Antrag eine Anrechnung beruflicher Vorbildung durch die
zustandige Stelle auch dann erfolgen, wenn keine Rechtsverordnung eines Landes zur An-
rechnung beruflicher Vorbildung auf die Ausbildungsdauer gemaB § 7 Absatz 1 BBiG/§ 27a
Absatz 1 HwO erlassen wurde.

(4) Eine Anrechnung muss immer vor Beginn eines Ausbildungsverhaltnisses erfolgen und im
Ausbildungsvertrag festgehalten werden.

(5) Der Antrag auf Anrechnung muss gemeinsam von beiden Vertragsparteien (Ausbildende/r
und Auszubildende/r) bei der zustandigen Stelle gestellt werden. Er kann sich auf Teile des
hochstzulassigen Anrechnungszeitraums beschranken.

(6)  Ein Anrechnungszeitraum muss in ganzen Monaten durch sechs teilbar sein.

C.2 Formen beruflicher Vorbildung, auf deren Grundlage eine Anrechnung erfolgen kann

Eine Anrechnung beruflicher Vorbildung kann bei Vorliegen der geforderten Voraussetzungen
beispielsweise erfolgen bei:

- dem erfolgreichen Besuch eines schulischen Bildungsganges wie bspw. das Berufsgrundbil-
dungsjahr (BG)J), das Berufsvorbereitungsjahr (BVJ), die einjdhrige Berufsfachschule, welche
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berufliche Grundbildung vermittelt, oder die zweijahrige Berufsfachschule, die nach einem
weiteren Jahr zum mittleren Schulabschluss fiihrt;

- MaBnahmen des Ubergangssystems wie berufsvorbereitenden MaBnahmen (BvB) und der
Einstiegsqualifizierung (EQ);

- einer nicht zu Ende geflihrten Ausbildung im gleichen oder in einem anderen affinen Beruf;

- einer abgeschlossenen Ausbildung in einem anderen affinen Beruf (vgl. auch § 5 Absatz 2
Satz 1 Nummer 4 BBiG/§ 26 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 HwO, dies insbesondere bei aufei-
nander aufbauenden Ausbildungsberufen und Berufsfamilien);

- einem Wechsel des Ausbildungsbetriebs wahrend der Ausbildung und

- dem erfolgreichen Absolvieren von Qualifizierungsbausteinen gemaB & 69 BBiG/§ 42u HwWO
oder im Rahmen der Nachqualifizierung absolvierten Teilqualifikationen® nach MaBgabe
von Buchstabe C.1 Absatz 1 Satz 2.

C.3 Beratung und Entscheidung der zustandigen Stelle

Bei Vorliegen beruflicher Vorbildung soll die zustandige Stelle ausbildende Betriebe und Auszu-
bildende tber die bestehenden Méglichkeiten und die unterschiedlichen Voraussetzungen und
Auswirkungen einer Anrechnung oder Verkurzung beraten, damit ein den Interessen der Ver-
tragspartner entsprechender Antrag gestellt wird. Da im Gegensatz zu einem Antrag nach § 8
Absatz 1 BBiG/§ 27c Absatz 1 HwO bei einem Antrag nach § 7 Absatz 2 BBiG/§ 27a Absatz 2
HwO keine individuelle positive Prognose fir das Erreichen des Ausbildungsziels durch die An-
tragsteller erforderlich ist, wird ein Antrag auf Anrechnung in der Regel der einfachere und er-
folgversprechendere Weg sein, sofern dessen Tatbestandsvoraussetzungen vorliegen.

Wird ein Antrag auf Anrechnung beruflicher Bildung zu Beginn der Ausbildung abschlagig be-
schieden, kann trotzdem zu einem spateren Zeitpunkt noch eine Verkiirzung in Betracht kom-
men, wenn die Ausbildungsleistungen dies rechtfertigen.

C.4 Dauer der Anrechnung

Die Dauer der Anrechnung darf sechs Monate nicht unterschreiten.

D. Vorzeitige Zulassung zur Abschluss-/Gesellenpriifung gemaB § 45 Absatz 1 BBiG/§ 37
Absatz 1 HwO

D.1 Grundsatz und allgemeine Voraussetzungen der Antragstellung

(1) Der Auszubildende kann nach Anhérung des Ausbildenden (Betrieb) und der Berufsschule
vor Ablauf seiner Ausbildungszeit zur Abschluss-/Gesellenprifung zugelassen werden,
wenn seine Leistungen dies rechtfertigen (§ 45 Absatz 1 BBiG/§ 37 Absatz 1 HwWO).

(2) Der Antrag ist schriftlich bei der zustandigen Stelle zu stellen, im Fall der vorzeitigen Zulas-
sung zur Gesellenprifung bei der Geschéftsstelle des Prifungsausschusses.

3 In diesem Sinne werden unter Teilqualifikationen abgegrenzte, standardisierte Einheiten innerhalb einer curricula-
ren Gesamtstruktur verstanden, die sich an betrieblichen Arbeits- und Geschéftsprozessen ausrichten und inhalt-
lich sinnvolle Teilmengen eines zugrundeliegenden staatlich anerkannten Ausbildungsberufs darstellen.
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3)

Dem Antrag sind die nach der geltenden Priifungsordnung erforderlichen Anmeldeunterla-
gen beizufligen.

D.2 Zulassungsvoraussetzungen

1)

(2)

3)

Eine vorzeitige Zulassung ist gerechtfertigt, wenn der Auszubildende sowohl in der Praxis
(Betrieb) als auch in der Berufsschule (Durchschnittsnote aller prifungsrelevanten Facher
oder Lernfelder) tiberdurchschnittliche Leistungen nachweist.

Uberdurchschnittliche Leistungen liegen in der Regel vor, wenn das letzte Zeugnis der Be-
rufsschule in den prifungsrelevanten Fachern oder Lernfeldern einen Notendurchschnitt
besser als 2,49 enthalt und die praktischen Ausbildungsleistungen als Gberdurchschnittlich
bzw. besser als 2,49 bewertet werden.

Neben dem Zeugnis der Berufsschule sind fiir den Nachweis das Leistungszeugnis oder eine
entsprechende Bescheinigung des ausbildenden Betriebs und die Vorlage der Zwischenpri-
fungsbescheinigung oder der Bescheinigung des Ergebnisses des ersten Teils der Ab-
schlussprifung erforderlich. Der ordnungsgemal gefiihrte Ausbildungsnachweis ist vorzu-
legen oder das ordnungsgemalBe Fiihren des Ausbildungsnachweises vom Betrieb und vom
Auszubildenden schriftlich zu bestatigen.

D.3 Zulassungsentscheidung

1)

(2)

3)

E.

Bei Abschlussprifungen trifft die zustandige Stelle die Zulassungsentscheidung. Hélt sie die
Zulassungsvoraussetzungen flr nicht gegeben, entscheidet der Prifungsausschuss (§ 46
Absatz 1 BBiG).

Bei Gesellenprifungen trifft der Vorsitzende des Priifungsausschusses die Zulassungsent-
scheidung. Halt er die Zulassungsvoraussetzungen fiir nicht gegeben, entscheidet der ge-
samte Prifungsausschuss (§ 37a Absatz 1 HwO).

Die vorgezogene Prifung soll nicht mehr als sechs Monate vor dem urspriinglichen Pri-
fungstermin stattfinden. Darliber hinaus gehende Antrdge sollen von den zustandigen Stel-
len als Antrag auf Verkiirzung der Ausbildungsdauer nach § 8 Absatz 1 BBiG/§ 27¢c Absatz 1
HwO behandelt werden (siehe Buchstabe B).

Mindestdauer der Ausbildung

Die Ausbildungsvertragsdauer soll im Fall einer Verkiirzung in der Regel folgende Mindestzeiten,
insbesondere beim Zusammentreffen mehrerer Verklrzungsgriinde bzw. bei vorzeitiger Zulas-
sung, nicht unterschreiten:

Regelausbildungsdauer Mindestdauer der Ausbildung
3 %2 Jahre 24 Monate
3 Jahre 18 Monate
2 Jahre 12 Monate

Richtlinien zur Verkirzung und Verlangerung der Ausbildungsdauer 5



F. Verlangerung der Ausbildungsdauer gemaB § 8 Absatz 2 BBiG und § 27c Absatz 2
HwO

F.1 Grundsatz

In Ausnahmefallen kann die zustdandige Stelle auf Antrag Auszubildender die Ausbildungsdauer
verlangern, wenn die Verlangerung erforderlich ist, um das Ausbildungsziel zu erreichen (§ 8 Ab-
satz 2 BBiG/§ 27¢c Absatz 2 HwQO). § 21 Absatz 3 BBiG bleibt unberthrt.

F.2 Allgemeine Voraussetzungen der Antragstellung

(1) Der Antrag ist vom Auszubildenden schriftlich bei der zustandigen Stelle zu stellen. Bei Min-
derjahrigen ist die entsprechende Zustimmung der gesetzlichen Vertreter erforderlich.

(2)  Der Antrag soll rechtzeitig vor Ablauf des Berufsausbildungsverhéltnisses gestellt werden.

(3) Vor der Entscheidung Uber den Antrag ist der Ausbildende (Betrieb) zu héren (§ 8 Absatz 2
BBiG/§ 27¢ Absatz 2 HwO). Die Berufsschule kann gehort werden.

(4) Der Auszubildende muss glaubhaft machen, dass die Verlangerung erforderlich ist, um das
Ausbildungsziel zu erreichen. Eine Verlangerung nach § 8 Absatz 2 BBiG/§ 27c Absatz 2 HWO
soll nur ausnahmsweise bei Vorliegen besonderer Griinde gewahrt werden.

F.3 Verlangerungsgriinde

(1) Nachfolgende Griinde kénnen eine Verlangerung erforderlich machen:

- erkennbare schwere Mangel in der Ausbildung,

- Nichterreichen des Leistungszieles der Berufsschulklasse,

- langere, vom Auszubildenden nicht zu vertretende Ausfallzeiten (z. B. infolge Krank-
heit),

- korperliche, geistige und seelische Behinderung des Auszubildenden, die dazu flhren,
dass das Ausbildungsziel nicht in der vereinbarten Ausbildungszeit erreicht werden
kann,

- Betreuung des eigenen Kindes oder von pflegebedirftigen Angehorigen.

(2) Bei Festlegung der Verlangerungsdauer sind die Priifungstermine zu beriicksichtigen.

G. Inkrafttreten

Diese Richtlinien treten am Tag nach der Veroffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige
,Richtlinie zur Abkiirzung und Verlangerung der Ausbildungszeit bzw. zur Teilzeitberufsausbil-
dung (§ 8 BBiG / § 27 HwO) sowie zur vorzeitigen Zulassung zur Abschlusspriifung (§ 45 Abs. 1
BBiG / § 37 Abs. 1 HwWO)" vom 6. November 2008 aufBer Kraft.

Richtlinien zur Verkirzung und Verlangerung der Ausbildungsdauer 6



	Deckblatt Richtlinie Verl_Verk ohne Unterschrift
	VV Richtlinien zur Verkürzung und Verlängerung

